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A. Prüfungsauftrag 

Die Geschäftsführung der Stadion Halle Betriebs GmbH, Halle (Saale), erteilte uns mit 

Schreiben vom 12. Februar 2015 den Auftrag, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 

2014 der 

Stadion Halle Betriebs GmbH, Halle (Saale), 

- im Folgenden auch Gesellschaft genannt-

unter Einbeziehung der zugrunde liegenden Buchführung sowie den Lagebericht für 2014 

zu prüfen und über das Ergebnis der Prüfung in berufsüblichem Umfang zu berichten. 

Dem Prüfungsauftrag lag der Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 

14./15./16. April2014 (Umlaufbeschluss) zugrunde. 

Die Gesellschaft ist eine kleine Kapitalgesellschaft i. S. von § 267 HGB und aufgrund ge­

setzlicher Vorschriften nicht prüfungspflichtig. Die Prüfungspflicht ergibt sich aus § 10 

Abs. 2 des Gesellschaftsvertrages. Art und Umfang der Prüfung erfolgten unter Einbezie­

hung der Buchführung nach den Grundsätzen des§ 317 HGB. Dieser Prüfungsbericht ist 

ausschließlich an die Gesellschaft gerichtet. 

Rechtsgrundlagen der Bilanzierung und Prüfung sind insbesondere: 

1. Die Bestimmungen des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches. 

2. Die ergänzenden Bestimmungen des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be­

schränkter Haftung. 

Unsere Berichterstattung erfolgt nach den "Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstat­

tung bei Abschlussprüfungen" des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V., 

Düsseldorf (IDW PS 450). 

Über Gegenstand, Art und Umfang der von uns durchgeführten Prüfung berichten wir im 

Abschnitt C. 

Daneben umfasst die Prüfung auftragsgemäß auch die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit 

der Geschäftsführung (§ 53 HGrG), über die wir im Abschnitt E. dieses Berichts sowie in 

Anlage 5 zu diesem Bericht berichten. 
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Ergänzend wurden wir damit beauftragt, in diesen Prüfungsbericht eine betriebswirtschaft­

liehe Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft aufzunehmen. 

Diese Analyse haben wir im Abschnitt D. 111. dieses Berichts dargestellt. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die 

anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Für die Durchführung unseres Auftrages und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Ver­

hältnis zu Dritten, die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirt­

schaftsprüfungsgesellschaften i. d. F. vom 1. Januar 2002 maßgebend, die diesem Be­

richt als Anlage 6 beigefügt sind. 

Hinsichtlich unserer Verantwortlichkeit und Haftung gilt in Verbindung mit Nr. 9 der zuvor 

zitierten Allgemeinen Auftragsbedingungen eine Haftungshöchstsumme von 

EUR 4.000.000,00 als vereinbart. 

Dieser Prüfungsbericht wurde nur zur Dokumentation der durchgeführten Prüfung gegen­

über der Gesellschaft und nicht für Zwecke Dritter erstellt, denen gegenüber wir entspre­

chend der im Regelungsbereich des § 323 HGB geltenden Rechtslage keine Haftung 

übernehmen. 
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B. Grundsätzliche Feststellungen 

Lage des Unternehmens 

1. Stellungnahme zur Beurteilung der Lage durch die gesetzlichen Vertreter 

Gemäß § 321 Abs. 1 S. 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den anschließenden 

Ausführungen vorweg zur Lagebeurteilung durch die Geschäftsführung im Jahresab­

schluss und im Lagebericht Stellung. 

Folgende Kernaussagen im Lagebericht sind hervorzuheben: 

Die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft wird als insgesamt gut angesehen. 

Die im Geschäftsjahr 2014 erzielten Einnahmen und Ausgaben entsprechen der Pla­

nung. 

Die Gesellschaft war im Geschäftsjahr stets in der Lage, ihren Zahlungsverpflichtun­

gen nachzukommen. 

Geschäftsverlauf und Lage der Gesellschaft 

Der Berichtszeitraum war durch den laufenden Betrieb des ERDGAS Sportpark und 

den sportlichen Erfolg des Halleschen FC geprägt. Alle zum stabil laufenden Betrieb 

nötigen Vorgänge und Abläufe sind für die beteiligten Personen und Unternehmen 

eingespielt. 

Die Heimspiele des Halleschen FC besuchten in 2014 durchschnittlich 7.500 Zu­

schauer. 

Hervorzuheben sind auch die Sonderveranstaltung des DFB sowie das Pokalend­

spiel, weshalb die Einnahmen des Geschäftsjahres 2014 leicht über den Einnahmen 

des Vorjahres lagen. 

Auf Basis des mit der GWG-Halle-Neustadt geschlossenen Werbe- und Sponsoring­

vertrages wurden im Zusammenhang mit der Erdgas Sportarena mit Wirkung ab 

1. Juli 2014 die finanziellen Verpflichtungen erfüllt. 

Der Liquiditätsbestand beträgt zum Bilanzstichtag TEUR 402 (Vorjahr: TEUR 568). 

Im Geschäftsjahr konnte plangemäß ein ausgeglichenes Jahresergebnis erzielt wer­

den. 
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Voraussichtliche Entwicklung der Gesellschaft 

Die Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung der Gesellschaft im Lagebericht basiert 

auf Annahmen, bei denen Beurteilungsspielräume vorhanden sind. Wir halten die Dar­

stellung für plausibel. Hervorzuheben ist folgender Aspekte: 

- Die wirtschaftliche Entwicklung ist vor allem vom sportlichen Erfolg des Halleschen FC 

geprägt. 

Chancen und Risiken 

Die Geschäftsführung weist darauf hin, dass die Gesellschaft zur Deckung der laufenden 

Ausgaben Zuschüsse der Stadt Halle (Saale) erhält. Die Geschäftsführung schätzt ein, 

dass aufgrund des Gesellschaftszweckes/der Tätigkeit der Gesellschaft derzeit nicht er­

kennbar ist, dass diesbezüglich ein Tatbestand des Art. 107 Abs. 1 AEUV erfüllt wäre, da 

eine grenzüberschreitende Wirkung/Beeinträchtigung des Handels zwischen Mitglieds­

staaten nicht gegeben ist. Wir weisen darauf hin, dass eine endgültige Klärung, inwieweit 

ein Tatbestand des Art. 107 Abs. 1 AEUV erfüllt ist, derzeit abschließend nicht möglich ist. 

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Bilanzstichtag 

Nach dem Bilanzstichtag wurde der Stadt Halle (Saale) eine Anordnungsverfügung des 

Landesverwaltungsamtes mit Datum vom 11. März 2015 zugestellt, mit welcher die Stadt 

Halle (Saale) angewiesen wird, die Austauschverhältnisse zwischen der Stadt Halle 

(Saale) und der Stadion Halle Betriebs GmbH neu zu gestalten. Die Stadt Halle (Saale) 

hat Widerspruch gegen die Anordnungsverfügung erhoben, sowie Gespräche aufgenom­

men, um für diese Angelegenheit eine einvernehmliche Lösung zu finden. 

Die Darstellung und Beurteilung der Lage des Unternehmens und seiner voraussichtlichen 

Entwicklung durch die Geschäftsführung im Jahresabschluss und im Lagebericht halten 

wir für zutreffend. 
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß§ 317 HGB die Buchführung, den 

Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang, 

und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2014 auf die Einhaltung der einschlägigen ge­

setzlichen Vorschriften und der ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages 

geprüft. 

Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 

deutschen handelsrechtliehen Vorschriften sowie der ergänzenden Bestimmungen des 

Gesellschaftsvertrages liegen in der Verantwortung der Geschäftsführung der Gesell­

schaft. Diese beinhaltet auch die gesetzlich zulässige Ausübung von Ansatz- und Bewer­

tungswahlrechten sowie die Einschätzung von Chancen und Risiken. 

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte und mit einem uneingeschränk­

ten Bestätigungsvermerk versehene Vorjahresabschluss. Er wurde am 11. Dezember 

2014 festgestellt. 

Unsere Aufgabe war es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung ein Urteil 

über den Jahresabschluss und den Lagebericht abzugeben. Hierbei war auch zu prüfen, 

ob die Geschäftsführung ihr Ermessen im zulässigen Rahmen ausgeübt hat. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 316 ff. HGB unter Beachtung der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi­

ger Durchführung von Abschlussprüfungen vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu 

planen und durchzuführen, dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob 

die Buchführung, der Jahresabschluss sowie der Lagebericht frei von wesentlichen Män­

geln sind. Im Rahmen der Prüfung werden Nachweise für die Angaben in Buchführung, 

Jahresabschluss und Lagebericht auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 

umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungs­

grundsätze sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 

Grundlage für unser Prüfungsurteil bildet. 
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Auf der Grundlage eines risiko- und systemorientierten Prüfungsansatzes haben wir zu­

nächst eine Prüfungsstrategie erarbeitet. Diese basiert auf einer Einschätzung des Unter­

nehmensumfelds, Auskünften der gesetzlichen Vertreter über die wesentlichen Ziele, 

Strategien und Geschäftsrisiken, analytischen Prüfungshandlungen zur Einschätzung von 

Prüfungsrisiken und zur vorläufigen Beurteilung der Lage der Gesellschaft sowie einer 

grundsätzlichen Beurteilung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 

der Gesellschaft. Es wurden auch unsere Feststellungen aus der vorangegangenen Jah­

resabschlussprüfung berücksichtigt. Zur Festlegung von Prüfungsschwerpunkten sind da­

raufhin kritische Prüfungsziele identifiziert und es ist ein Prüfungsprogramm entwickelt 

worden. ln diesem Prüfungsprogramm sind der Ansatz und die Schwerpunkte der Prüfung 

sowie die Art und der Umfang der Prüfungshandlungen festgelegt. Dabei werden auch die 

zeitliche Abfolge der Prüfung und der Mitarbeitereinsatz geplant. 

Die in unserer Prüfungsstrategie identifizierten kritischen Prüfungsziele führten zu folgen­

den Schwerpunkten der Prüfung: 

Vollständigkeit, Ansatz und Bewertung der Posten 

Verbindlichkeiten, 

Rechnungsabgrenzungsposten, 

Umsatzerlöse sowie 

sonstige betriebliche Erträge. 

Die Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten System- und 

Funktionstests, analytische Prüfungshandlungen sowie Einzelfallprüfungen; die ange­

wandten Verfahren zur Auswahl unserer risikoorientierten Prüfungshandlungen basieren 

auf einer bewussten Auswahl. 

Die Erkenntnisse der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 

wurden bei der Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen und der von uns durchge­

führten Einzelfallprüfungen berücksichtigt. 
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Bei unserer Prüfung nach § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 HGrG haben wir den IDW Prüfungs­

standard "Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" 

(IDW PS 720) beachtet. Dementsprechend haben wir unserem prüferischen Vorgehen 

insbesondere den darin enthaltenen Fragenkatalog, der mit Vertretern des Bundefinanz­

ministeriums, des Bundesrechnungshofs und der Landesrechnungshöfe erarbeitet wurde, 

zugrunde gelegt. Wir verweisen hierzu auf unsere Ausführungen in Abschnitt E. dieses 

Berichts sowie auf die Anlage 5 zu diesem Bericht zusammengestellten Angaben. 

Wir haben die örtliche Prüfung -mit Unterbrechungen- im Zeitraum vom 8. April bis 

28. Mai 2015 in den Geschäftsräumen der Rauschenbach & Kollegen GmbH, Halle 

(Saale) sowie in unserem Büro in Dessau-Roßlau durchgeführt. 

Alle erbetenen Auskünfte und Nachweise wurden uns von der Geschäftsführung bzw. den 

von der Geschäftsführung ermächtigten Personen bereitwillig erteilt. Die von der Ge­

schäftsführung unterzeichnete berufsübliche Vollständigkeitserklärung haben wir zu unse­

ren Akten genommen. 

Ausgehend von den Erkenntnissen aus der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen 

internen Kontrollsystems wurden insbesondere folgende Prüfungshandlungen durchge­

führt: 

Prüffeld Prüfung der Bestandsnachweise Prüfung der Bewertung 

Entgeltlich erworbene Materielle und formelle Kontrolle Zugangsbewertung 
immaterielle des Bestandsverzeichnisses, Anschaffungskosten anhand 
Vermögensgegenstände stichprobenweise Einsicht der Eingangsrechnungen 
und Sachanlagen Eingangsrechnungen für 

Zugänge Folgebewertung anhand 
interner Abschreibungspläne 

Forderungen Formelle und materielle Kontrolle Zugangsbewertung in Stichproben 
der Saldenlisten, Abgrenzung anhand Ausgangsrechnungen 

Folgebewertung zur Ermittlung 
von Ausfallrisiken durch Schrift-
verkehr und Mahnwesen 

Sonstige Aktiva Einsicht in Bücher und Einsicht in Bücher und Schriften, 
Schriften, Verträge Verträge 

Liquide Mittel Saldenbestätigungen der 
Kreditinstitute 
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Prüffeld Prüfung der Bestandsnachweise Prüfun_g der Bewertung 

Eigenkapital Gesellschaftsvertrag, 
Gesellschafterversammlungs-
protokolle, 
Handelsregisterauszug 

Steuerrückstellungen Steuerbescheide, 
Steuerberechnung 

Sonstige Rückstellungen Aufstellungen der Gesellschaft, Erfüllungsbeträge anhand 
Verträge, Rechtsanwalts- Einsicht von geeigneten 
bestätigungen Unterlagen und Berechnungen, 

rechnerische Kontrolle zur 
Vollkostenermittlung 

Verbindlichkeiten aus Formelle und materielle Erfüllungsbeträge durch bewusste 
Lieferungen und Kontrolle der Saldenliste Auswahl von Eingangsrechnungen 
Leistungen 

Sonstige Passiva Geeignete Unterlagen und Erfüllungsbeträge durch 
Schriften, Verträge stichprobenhafte Prüfung 

vorhandener Unterlagen 

Erträge/ Aufwendungen Stichprobenweise Prüfung 
von Posten mit absoluter und 
relativer Bedeutung 

Saldenbestätigungen für die am Abschlussstichtag in Saldenlisten erfassten Forderungen 

und Verbindlichkeiten haben wir nicht eingeholt, weil nach Art der Erfassung, Verwaltung 

und Abwicklung der Forderungen und Verbindlichkeiten ihr Nachweis auf andere Weise 

zuverlässig erbracht werden konnte. 

Prüfungshemmnisse lagen nicht vor. 
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D. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

I. Feststellungen zur Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Die Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Das Rechnungswesen (Finanz- und Anlagenbuchhaltung) der Gesellschaft wird durch die 

Rauschenbach & Kollegen GmbH Wirtschaftsprüfungs-/Steuerberatungsgesellschaft mit 

Hilfe der DATEV, der Datenverarbeitungsorganisation des steuerberatenen Berufs, in der 

Bundesrepublik Deutschland geführt. 

Die Bücher der Gesellschaft sind ordnungsgemäß geführt. Die Buchhaltung des Vorjahres 

ist mit den Abschlussbuchungen abgeschlossen. 

Die Buchungen sind ordnungsgemäß belegt und sachlich richtig. Die Buchführung ist 

nach unserer in Stichproben durchgeführten Prüfung beweiskräftig. 

Zur Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung im Hinblick auf die Sicherheit 

der rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme haben wir, wegen der Übersicht­

lichkeit der Datenverarbeitungsstruktur, keine gesonderten Prüfungshandlungen durch­

geführt. Im Rahmen unserer Prüfung sind uns keine Tatsachen bekannt geworden, die 

gegen die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung sprechen. 

Das von der Gesellschaft eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsys­

tem sieht dem Geschäftszweck und -umfang angemessene Regelungen zur Organisation 

und Kontrolle der Abläufe vor. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unter­

lagen nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen. Die Prüfung ergab keine Bean­

standungen. 
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2. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2014 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2014, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver­

lustrechnung sowie Anhang, der als Anlage 1 beiliegt, ist auf dem von uns geprüften Jah­

resabschluss zum 31. Dezember 2013 aufgebaut und unter Einbeziehung der Inventurer­

gebnisse richtig und vollständig aus den Büchern entwickelt. 

Die Vermögensgegenstände und Schulden sind unter Beachtung der handelsrechtliehen 

Vorschriften ordnungsgemäß nachgewiesen. 

Das handelsrechtliche Gliederungsschema für die Bilanz und für die Gewinn- und Verlust­

rechnung (Gesamtkostenverfahren) wurde angewandt. 

Von Aufstellungserleichterungen in Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung im Rahmen 

der gesetzlichen Möglichkeiten gern. § 266 Abs. 1 Satz 3, § 274a, § 276 HGB wurde ge­

mäß der Regelungen des Gesellschaftsvertrages kein Gebrauch gemacht. 

Im Rahmen der Bewertung werden die handelsrechtliehen Bewertungsgrundsätze be­

achtet. 

Die Angaben im Anhang sind vollständig und zutreffend. 

Von größenabhängigen Erleichterungen für den Anhang gern. § 288 HGB wurde gemäß 

der Regelungen des Gesellschaftsvertrages kein Gebrauch gemacht. Des Weiteren wurde 

die Ausnahmeregelung gern.§ 286 Abs. 4 HGB zu Recht in Anspruch genommen. 

Soweit die Gesellschaft nach dem Gesetz ein Wahlrecht hat, Ausweise oder Vermerke 

alternativ im Anhang darzustellen, wurde die Darstellung im Anhang aus Gründen der 

Übersichtlichkeit des Abschlusses vorgezogen. 

Nach der Erklärung der Geschäftsführung und den Feststellungen im Rahmen unserer 

Prüfung sind sämtliche Aktiva und Passiva erfasst, die Rückstellungen nach den bei Bi­

lanzaufstellung vorliegenden Erkenntnissen ausreichend bemessen. Haftungsverhältnisse 

i. S. von§ 251 HGB liegen nicht vor. 
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3. Der Lagebericht 

Der Lagebericht 2014 der Geschäftsführung ist dem Bericht als Anlage 2 beigefügt. 

Der Lagebericht der Geschäftsführung entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Nach den 

bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen werden der Geschäftsverlauf und die 

Lage der Gesellschaft zutreffend dargestellt. 

Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss. Er vermittelt insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage des Unternehmens. 

Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass wesentliche Chancen und Risiken der 

künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind und dass die Angaben nach § 289 Abs. 

2 HGB vollständig und zutreffend sind. 

II. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2014 

1. Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen und sachverhaltsgestaltende Maßnahmen 

Die allgemeinen Grundsätze über die Bewertung und die Wertansätze der Vermögens­

gegenstände und Schulden wurden beachtet. Hinsichtlich der einzelnen angewandten und 

geprüften Bewertungsgrundlagen und -methoden verweisen wir auf die Ausführungen der 

Gesellschaft im Anhang sowie unsere Darstellungen unter "C. Gegenstand, Art und Um­

fang der Prüfung". 

Bilanzierungswahlrechte wurden nicht in Anspruch genommen. 

Über sachverhaltsgestaltende Maßnahmen, die einen wesentlichen Einfluss auf die Dar­

stellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben, ist nicht zu berichten. 
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2. Gesamtaussage 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2014 ist richtig aus den Büchern entwickelt. Er 

entspricht in seiner Gliederung und Bewertung den gesetzlichen Vorschriften und den Be­

stimmungen des Gesellschaftsvertrages. Die Buchführung ist ordnungsgemäß; sie ent­

spricht ebenfalls dem Gesetz. 

Nach unserer Beurteilung vermittelt der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2014 unter 

Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und der Ertragslage der Gesell­

schaft. 
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111. Analyse und Erläuterung des Jahresabschlusses 

1. Vermögenslage 

A. Vermögen 

I. Anlagevermögen 

1. Immaterielle Vermögensgegenstände 

2. Sachanlagen 

3. Summe 

II. Umlaufvermögen 

1. Debitoren 

2. Sonstige Vermögensgegenstände 

3. Flüssige Mittel 

4. Sonstige Aktiva 

5. Summe 

II I. Vermögen gesamt 

B. Kapital 

I. Eigenkapital 

1. Gezeichnetes Kapital 

2. Verlustvortrag 

3. Jahresergebnis 

4. Summe 

II. Fremdkapital 

1. Langfristiges Fremdkapital 

a) Kreditoren 

b) Sonstige Verbindlichkeiten 

c) Rechnungsabgrenzungsposten 

d) Summe 

2. Kurzfristiges Fremdkapital 

a) Rückstellungen 

b) Kreditoren 

c) Sonstige Verbindlichkeiten 

d) Rechnungsabgrenzung 

e) Summe 

3. Fremdkapital gesamt 

111. Kapital gesamt 

* Prozentangaben über 100 % werden nicht ausgewiesen. 

Rundungsdifferenzen sind softwarebedingt 

31.12.2014 

TEUR % 

0 0,0 

476 35,2 

476 35,2 

4 0,3 

21 1,5 

402 29,8 

448 33,2 

875 64,8 

1.351 100,0 

25 1,9 

1 0,1 

0 0,0 

24 1,8 

95 7,0 

116 8,6 

774 57,3 

985 72,9 

19 1,4 

61 4,5 

12 0,9 

250 18,5 

342 25,3 

1.327 98,2 

1.351 100,0 

Verände-

31.12.2013 rung 

% TEUR % TEUR 

0,3 3 -100,0 -3 

47,9 577 -17,5 -101 

48,2 580 -17,9 -104 

2,3 28 -85,7 -24 

1,6 19 10,5 2 

47,2 568 -29,2 -166 

0,7 9 * 439 

51,8 624 40,2 251 

100,0 1.204 12,2 147 

2,1 25 0,0 0 

0,1 1 0,0 0 

0,0 0 - 0 

2,0 24 0,0 0 

8,9 107 -11,2 -12 

10,6 128 -9,4 -12 

52,4 631 22,7 143 

71,9 866 13,7 119 

2,8 34 -44,1 -15 

1,5 18 * 43 

1,0 12 0,0 0 

20,8 250 0,0 0 

26,1 314 8,9 28 

98,0 1.180 12,5 147 

100,0 1.204 12,2 147 
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2. Kapitalflussrechnung 

Überleitung des Jahresergebnisses zur Verwendung des Finanzvermögens: 

A. Jahresergebnis 

B. Ordentliche Geschäftstätigkeit 

1. Abschreibungen 

2. Veränderung Forderungen 

3. Veränderung sonstige Aktiva 

4. Veränderung Rückstellungen 

5. Veränderung Kreditoren 

6. Veränderung sonstige Passiva 

C. Abnahme/Zunahme des Finanzvermögens 

aus der ordentlichen Geschäftstätigkeit 

D. Investitionstätigkeit 

Investitionen 

E. Abnahme des Finanzvermögens aus 

der Investitionstätigkeit 

F. Netto-Abnahme/Zunahme des Finanzvermögens 

G. Barvermögen am Beginn des Geschäftsjahres 

H. Barvermögen am Ende des Geschäftsjahres 

2014 
TEUR TEUR 

0 

106 

24 
-441 

-15 
31 

131 

-164 

-2 

-2 

-166 

568 

402 

2013 
TEUR TEUR 

0 

107 
56 

6 

-11 
-97 
282 

343 

0 

0 

343 

225 

568 
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3. Ertragslage 

A. Betriebsleistung 

1. Umsatzerlöse 

2. Sonstige Betriebserträge 

3. Betriebsleistung 

B. Aufwendungen 

1. Abschreibungen 

2. Sonstiger Betriebsaufwand 

3. Aufwendungen 

C. Betriebsergebnis (A. - B.) 

D. Finanzergebnis 

1. Zinsaufwendungen 

2. Gesamt 

E. Unternehmensergebnis vor 

Steuern (C. + D.) 

F. Ertragsteuern 

G. Jahresergebnis (E. - F.) 

Rundungsdifferenzen sind softwarebedingt 

2014 

TEUR % 

1.058 67,7 

504 32,3 

1.562 100,0 

106 6,8 

1.445 92,5 

1.551 99,3 

11 0,7 

10 0,6 

-10 -0,6 

1 0,1 

1 0,1 

0 0,0 
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Ergeb-

I. Vgl. nisaus-

2013 z. Vj. wirkung 

% TEUR % TEUR 

62,6 842 25,7 216 

37,4 504 0,0 0 

100,0 1.346 16,0 216 

7,9 107 -0,9 1 

91,4 1.230 17,5 -215 

99,3 1.337 16,0 -214 

0,7 9 22,2 2 

0,7 9 11 '1 -1 

-0,7 -9 -11 '1 -1 

0,0 0 - 1 

0,0 0 - -1 

0,0 0 - 0 
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E. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages 

Feststellungen gemäß § 53 HGrG 

Wir haben bei unserer Prüfung auftragsgemäß die Vorschriften von §53 Abs. 1 Nrn. 1 

und 2 HGrG sowie den IDW Prüfungsstandard "Berichterstattung über die Erweiterung 

der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" (IDW PS 720) beachtet. Dementsprechend ha­

ben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der erforderlichen 

Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtliehen Vorschriften 

sowie den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages geführt worden sind. 

Die im Gesetz und in den dazu vorliegenden Prüfungsgrundsätzen geforderten Angaben 

haben wir im Detail in Anlage 5 zu diesem Bericht zusammengestellt. 

Über die in dem vorliegenden Bericht dargestellten Feststellungen hinaus hat unsere Prü­

fung keine Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind. 
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F. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Jahresabschluss 

zum 31. Dezember 2014 (Anlage 1) und dem Lagebericht für das Geschäftsjahr 2014 

(Anlage 2) der Stadion Halle Betriebs GmbH, Halle (Saale), unter dem Datum vom 

28. Mai 2015 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

"B e s t ä t i g u n g s v e r m e r k d e s A b s c h I u s s p r ü f e r s 

An die Stadion Halle Betriebs GmbH, Halle (Saale): 

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und 

Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und 

den Lagebericht Stadion Halle Betriebs GmbH, Halle (Saale), für das Ge­

schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2014 geprüft. Die Buchfüh­

rung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 

deutschen handelsrechtliehen Vorschriften und den ergänzenden Be­

stimmungen des Gesellschaftsvertrages liegen in der Verantwortung der 

gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 

Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 

Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den La­

geberichtabzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Be­

achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut­

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. 

Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig­

keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahres­

abschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh­

rung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi­

nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 

erkannt werden. 
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Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 

die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 

der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich­

tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungsle­

gungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Anga­

ben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 

der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 

der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein­

schätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge­

samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind 

der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 

für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Er­

kenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften 

und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und 

vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Ein­

klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zu­

künftigen Entwicklung zutreffend dar." 

-20-

Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 

Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprü­

fungen (IDW PS 450). 
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Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses 

Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder 

Weitergabe des Jahresabschlusses in einer von der bestätigten Fassung abweichenden 

Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor unserer erneu­

ten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prü­

fung hingewiesen wird; auf§ 328 HGB wird verwiesen. 

Dessau-Roßlau, 28. Mai 2015 

DR. DORNBACH & PARTNER TREUHAND GMBH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 



Anlagen 



Aktiva 

A. Anlagevermögen 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 

Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche 

Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte 

sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 

II. Sachanlagen 

Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 

B. Umlaufvermögen 

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

2. Sonstige Vermögensgegenstände 

II. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 

C. Rechnungsabgrenzungsposten 

EUR 

3.556,65 

21.391,64 

Stadion Halle Betriebs GmbH, Halle (Saale) 

Bilanz zum 31. Dezember 2014 

Stand Stand 

31.12.2014 31.12.2013 

EUR EUR TEUR 

A. 

365,00 3 

B. 

475.480,00 577 

475.845,00 580 

C. 

28 

19 

24.948,29 47 

402.099,91 568 

427.048,20 615 

D. 

447.919,27 9 

EUR 

Eigenkapital 

I. Gezeichnetes Kapital 25.000,00 

II. Verlustvortrag 683,42 

111. Jahresüberschuss 0,00 

Rückstellungen 

1. Steuerrückstellungen 0,00 

2. Sonstige Rückstellungen 18.461,90 

Verbindlichkeiten 

1. Verbindlichkeiten aus 

Lieferungen und Leistungen 155.934,72 

2. Sonstige Verbindlichkeiten 127.856,12 

R::::::------
-

1.350.812,47 1.204 
-
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Passiva 

Stand Stand 

31.12.2014 31.12.2013 

EUR TEUR 

25 

1 

0 

24.316,58 24 

4 

30 

18.461,90 34 

125 

140 

283.790,84 265 

1.024.243,15 881 

1.350.812,47 1.204 
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Stadion Halle Betriebs GmbH, Halle (Saale) 

Gewinn- und Verlustrechnung für 2014 

1. Umsatzerlöse 

2. Sonstige betriebliche Erträge 

3. Abschreibungen 

auf immaterielle Vermögensgegenstände 
des Anlagevermögens und Sachanlagen 

4. Sonstige betriebliche Aufwendungen 

5. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

6. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 

7. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 

8. Jahresüberschuss 

2014 

EUR 

1.058.221,55 

503.420,00 

106.375,30 

1.444.694,43 

9.929,78 

642,04 

642,04 

0,00 

2013 

TEUR 

842 

504 

107 

1.230 

9 

0 

0 

0 
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ANHANG FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2014 

1. Allgemeine Angaben 

Der vorliegende Jahresabschluss der Stadion Halle Betriebs GmbH wurde auf der Grundlage der 

Rechnungslegungsvorschriften des Handelsgesetzbuches, der einschlägigen Vorschriften des 

GmbH-Gesetzes sowie des Gesellschaftsvertrages aufgestellt. 

Angaben, die wahlweise in der Bilanz gemacht werden können, sind insgesamt im Anhang aufgeführt. 

Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gewählt. 

Nach den in § 267 HGB angegebenen Größenklassen ist die Gesellschaft eine kleine Kapitalgesell­

schaft. 

2. Angaben zur Bilanzierung und Bewertung 

2.1 Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 

Erworbene immaterielle Vermögensgegenstände wurden zu Anschaffungskosten angesetzt und so­

fern sie der Abnutzung unterlagen, um planmäßige Abschreibungen vermindert. 

Das Sachanlagevermögen ist zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet und soweit abnutz­

bar, um planmäßige Abschreibungen vermindert. 

Die planmäßigen Abschreibungen wurden nach der voraussichtlichen Nutzungsdauer der Vermögens­

gegenstände linear vorgenommen. 

Forderungen sind unter Berücksichtigung aller erkennbaren Risiken bewertet. 

Der Bestand an liquiden Mitteln wird mit Nominalwerten bewertet. 

Der Ansatz der sonstigen Aktiva erfolgt zu Nennwerten. 

Die sonstigen Rückstellungen wurden für ungewisse Verbindlichkeiten gebildet. Sie sind mit dem 

Erfüllungsbetrag bewertet. Dabei sind alle erkennbaren Risiken berücksichtigt. 

Verbindlichkeiten wurden zum Erfüllungsbetrag angesetzt. 
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2.2 Gegenüber dem Vorjahr abweichende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Der Jahresabschluss ist unter Beibehaltung der für den Vorjahresabschluss augewandten Gliederungs­

und Bewertungsgrundsätze aufgestellt. 

3. Angaben und Erläuterungen zu einzelnen Posten der Bilanz 

3.1 Anlagevermögen 

Die Summe der Bruttobuchwerte (kumulierte Anschaffungs- und Herstellungskosten) und der kumu­

lierten Abschreibungen je Anlageposten sowie die Zugänge und Abgänge des Berichtsjahres ergeben 

sich aus dem Anlagespiegel (ebenso sind dem Anlagespiegel die Abschreibungen des Geschäftsjahres 

zu entnehmen). 

3.2 Forderungen 

Die Forderungen sind innerhalb eines Jahres zur Zahlung fällig. 

3.3 Sonstige Vermögensgegenstände 

Unter den sonstigen Vermögensgegenständen wurden auch Beträge für noch nicht vereinnahmte 

Umsatzsteuerforderungen erfasst. 

3.4 Angaben und Erläuterungen zu sonstigen Rückstellungen 

Die Entwicklung der sonstigen Rückstellungen stellen sich wie folgt dar: 

Position/Bezeichnung Bestand Verbrauch Zuführung Bestand 
01.01. 31.12. 
Euro Euro Euro Euro 

Betriebskosten Erdgas Sportpark 24.177,69 -24.177,69 10.886,90 10.886,90 

Übrige 6.450,00 -3.000,00 4.125,00 7.575,00 

Summe 30.627,69 -27.177,69 15.011,90 18.461,90 



Anlage 1 I Seite 5 

3.5 Angabe und Erläuterung zu Steuerrückstellungen 

Die Entwicklung der Steuerrückstellungen stellen sich wie folgt dar: 

Position I Bezeichnung Bestand Verbrauch Auflösung Bestand 
01.01. 31.12. 
Euro Euro Euro Euro 

Körperschaftsteuer 1.834,00 -2.045,00 211,00 0,00 

Solidaritätszuschlag 100,87 -112,47 11,60 0,00 

Gewerbesteuer 1.922,00 -2.142,00 220,00 0,00 

Summe 3.856,87 -4.299,47 442,60 0,00 

3.6 Betrag der Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr betra­

gen 60.987,42 Euro. 

Die Sonstigen Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr betragen 11.813,29 Euro. 

3. 7 Betrag der Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als 5 Jahre und der Sicherungs­

rechte 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen mit einer Restlaufzeit ·von mehr als 5 Jahren 

belaufen sich auf35.962,01 Euro. 

Die Sonstigen Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als 5 Jahren belaufen sich auf 

71.238,64 Euro. 
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3.8 Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Die Gesellschaft hat im Rahmen der zu erbringenden Betriebsleistungen am Erdgas Sportpark lang­

fristige Vereinbarungen getroffen. Es bestehen daher finanzielle Verpflichtungen für: 

-Pacht Erdgas Sportpark für 6,5 Jahre: 3.249 T€ 

- Bewirtschaftungsleistungen für 6,5 Jahre: 2.833 T€ 

- Medienversorgung für 11,6 Jahre: 1.638 T€ 

-Werbe- und Sponsoringvertrag für 6,5 Jahre: 1.920 T€ 

Zur Sicherung der Verpflichtungen aus den langfristigenVerträgenwurden künftige Ansprüche aus 

der Vermarktung sowie den Zuschuss- und Sponsoringverträgen abgetreten. 

3.9 Haftungsverhältnisse aus nicht bilanzierten Verbindlichkeiten gemäß§ 251 HGB 

Neben den in der Bilanz aufgeführten Verbindlichkeiten sind keine Haftungsverhältnisse zu vermer­

ken. 

4. Sonstige Pflichtangaben 

4.1 Namen der Geschäftsf'ührer 

Während des abgelaufenen Geschäftsjahrs wurden die Geschäfte des Unternehmens durch 

Herrn Egbert Geier geführt. 

4.2 Arbeitnehmeranzahl 

Die Gesellschaft beschäftigt keine Arbeitnehmer. 

4.3 Angaben zu Ausleihungen, Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 

(§ 42 Abs. 3 GmbHG) 

Gegenüber den Gesellschaftern bestehen die nachfolgenden Rechte und Pflichten: 

Sachverhalte 

Forderungen 

Verbindlichkeiten 

Betrag 

17.991,08 Euro 

0,00 Euro 
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4.4 Mitglieder des Beirates 

Mit Datum 06. Mai 2011 wurde der Beirat konstituiert. Er ist durch folgende Personen besetzt: 

Vorsitz: 

Mitglieder: 

Herr Dr. Bernd Wiegand, Oberbürgermeister der Stadt Halle (Saale) 

Herr Wilfried Klose, Geschäftsführer 

Herr Dr. Michael Schädlich, Geschäftsführer ISW 

Herr Bernhard Bönisch bis 16.07.2014, Landtagsabgeordneter 

Herr Rüdiger Ettingshausen, Geschäftsführer Landtagsfraktion DIE LINKE 

Herr Andreas Hajek bis 29.01.2014 und ab 16.07.2014, Selbständiger Einzelhändler 

Herr Karamba Diaby, Bundestagsabgeordneter 

Herr Frank Heinze, Geschäftsführer 

Herr Robert Thymian, Geschäftsführer 

Frau Melanie Ranft ab 16.07.2014, Bildungsmanagerirr 

Herr Manfred Sommer ab 29.01.2014 bis 16.07.2014, Architekt 

Die für das Geschäftsjahr gewährten Vergütungen für die Mitglieder des Beirats betragen 

EUR825,00. 
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4.5 Gesamthonorar des Abschlussprüfers 

Das vom Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr zu berechnende Gesamthonorar für Abschlussprü­

fungsleistungen beträgt 3.300,00 Euro zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. 

Der Jahresabschluss wurde vor Beschluss über die Ergebnisverwendung aufgestellt. 

Halle, 21. Mai 2015 

Egbert Geier 
Geschäftsführer 
Stadion Halle Betriebs GmbH 



Anlage 1 I Seite 9 

Stadion Halle Betriebs GmbH, Halle (Saale) 

Anlagenspiegel zum 31. Dezember 2014 

Bruttowerte Abschreibungen Buchwerte 

Stand Stand Stand Stand Stand Stand 
1.1.2014 Zugang 31.12.2014 1.1.2014 Zugang 31.12.2014 31.12.2014 31.12.2013 

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände 

Entgeltlich erworbene Konzessionen, 

gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 

Rechte und Werte sowie Lizenzen an 

solchen Rechten und Werten 10.760,64 0,00 10.760,64 7.939,64 2.456,00 10.395,64 365,00 2.821,00 
II. Sachanlagen 

Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 832.351,95 2.319,30 834.671,25 255.271,95 103.919,30 359.191,25 475.480,00 577.080,00 
843.112,59 2.319,30 845.431,89 263.211,59 106.375,30 369.586,89 475.845,00 579.901,00 



Anlage 2 I Seite 1 

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2014 

A. Wirtschaftsbericht 

1. Darstellung des Geschäftsverlaufs und des Geschäftsergebnisses 

Das Geschäftsjahr 2014 war im Wesentlichen durch den laufenden Betrieb des ERDGAS Sportpark und 

den sportlichen Erfolg des Halleschen FC geprägt gewesen. Alle zum stabil laufenden Betrieb nötigen 

Vorgänge und Abläufe sind bei den beteiligten Personen und Unternehmen eingespielt. 

Der Hallesche FC hat seine Saison 2013/2014 mit dem Verbleib in der 3. Liga abgeschlossen. Auch für 

die Saison 2014/2015 ist der Klassenerhalt und somit den Verbleib in der 3. Liga angestrebt. Zu den 

Heimspielen des Halleschen FC kamen im Jahr 2014 dabei im Schnitt ca. 7.500 Zuschauer. 

Weiterhin fand das Pokalendspiel des Landespokals Sachsen-Anhalt im ERDGAS Sportpark zwischen 

dem Halleschen FC und dem l.FC Magdeburg vor ausverkaufter Kulisse statt. Veranstalter war hier der 

Fußballverband Sachsen-Anhalte. V. 

Hervorzuheben ist noch, dass der DFB im Jahr 2014 mit dem EM Qualifikationsspiel Deutschland vs. 

Irland der U 21 ein Länderspiel im ERDGAS Sportpark ausgetragen hat. Das Spiel wurde deutschland­

weit live ausgestrahlt. Neben den hervorragenden infrastrukturellen Bedingungen rund um den ERDGAS 

Sportpark war insbesondere die gute Organisation der bereits im Sportpark durchgeführten Spiele aus­

schlaggebend für die Entscheidung des DFB, erneut in Halle (Saale) zu spielen. Es ist zu erwarten, dass 

der DFB auch in den Folgejahren Spiele im ERDGAS Sportpark austragen wird. 

Neben dem Stadion als Fußballstätte fanden zudem mehrere Veranstaltungen im Businessbereich statt. 

Die Erwartungen wurden auch im Jahr 2014 mehr als übertroffen. Insbesondere das Flair des Stadions 

als Event Location, der gute Service, ein individuelles Angebot aber auch die gute Parkplatzsituation 

sind ausschlaggebende Faktoren für diesen Erfolg. 

Aufgrund der Sonderveranstaltungen DFB sowie des Pokalendspiels lagen die Einnalunen des Ge­

schäftsjahres 2014leicht über den Einnahmen des Vorjahrs. AufBasis des mit der GWG-Halle-Neustadt 

geschlossenen Werbe- und Sponsoringvertrages wurden im Zusammenhang mit der Erdgas Sportarena 

mit Wirkung ab 1. Juli 2014 die finanziellen Verpflichtungen erfüllt. 
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2. Lage des Unternehmens 

Das Berichtsjahr 2014 umfasste einen ganzjährigen Spielbetrieb des HFC e.V. in der 3. Liga. Durch die 

hierbei plangemäß erzielten Einnahmen und Ausgaben bestand zum Bilanzstichtag ein positiver Liqui­

ditätsbestand in Höhe von Euro T€ 402. 

Die wirtschaftliche Lage kann daher insgesamt als gut bezeichnet werden. Die Gesellschaft war stets in 

der Lage ihren Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. 

Die Gesellschaft hat im abgelaufenen Geschäftsjahr plangemäß ein ausgeglichenes Jahresergebnis er­

zielt. 

B. Bericht über die zukünftige Entwicklung sowie Chancen und Risiken des Unternehmens 

1. Voraussichtliche Entwicklung des Unternehmens 

Das Geschäftsjahr 2015 ist weiterhin durch den laufenden Spielbetrieb in der 3. Liga innerhalb des Sta­

dions geprägt. 

Der HFC als Hauptnutzer und Aufsteiger hat bisher eine durchwachsene Saison gespielt. Große Aus­

wärtsstärke und schlechte Heimbilanz prägen das derzeitige Bild. Zur Hälfte der aktuellen Saison befm­

det sich der HFC auf einem Mittelfeldplatz. Es ist zu erwarten, dass der HFC den sportlichen Klassener­

halt schafft. Die Lizenz ist dem HFC bereits fur die Saison 2014/2015 ohne Auflagen erteilt worden. 

Auch in 2015 sollen die Angebote rund um Sonderveranstaltungen im Stadion an die Erfolge der Vor­

jahre anknüpfen. 
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2. Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung 

Das weitere Geschäftsjahr wird vor allem auch vom sportlichen Erfolg des Halleschen FC in der 3. Liga 

und gewissen Allpassungen innerhalb des Stadions geprägt sein. 

Die größte Aufgabe besteht nach wie vor darin, den gesteigerten Anforderungen des Spielbetriebes der 

3. Liga gerecht zu werden und je nach Abhängigkeit vom sportlichen Erfolg des HFC, notwendige An­

passungen wirtschaftlich sinnvoll vorzunehmen und weiterhin den reibungslosen Betrieb zu gewährleis­

ten. 

Die Gesellschaft erhält zur Deckung der laufenden Aufgaben Zuschüsse der Stadt Halle (Saale). Es ist 

derzeit nicht erkennbar, dass aufgrund des Gesellschaftszweckes/der Tätigkeit der Gesellschaft diesbe­

züglich ein Tatbestand des Art. 107 Abs. 1 AEUV erfüllt wäre, da eine grenzüberschreitende Wir­

kung/Beeinträchtigung des Handels zwischen Mitgliedsstaaten nicht gegeben ist. 

C. Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Bilanzstichtag 

Nach dem Bilanzstichtag wurde der Stadt Halle (Saale) eine Anordnungsverfügung des Landesverwal­

tungsamtes mit Datum vom 11. März 2015 zugestellt, mit welcher die Stadt Halle (Saale) angewiesen 

wird, die Austauschverhältnisse zwischen der Stadt Halle (Saale) und der Stadion Halle Betriebs GmbH 

neu zu gestalten. Die Stadt Halle (Saale) hat Widerspruch gegen die Anordnungsverfügung erhoben, so­

wie Gespräche aufgenommen, um für diese Angelegenheit eine einvernehmliche Lösung zu finden. 

Halle (Saale), 21. Mai 2015 

Egbert Geier 

Geschäftsführer 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

An die Stadion Halle Betriebs GmbH, Halle (Saale): 

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 

sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Stadion 

Halle Betriebs GmbH, Halle (Saale), für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 

31. Dezember 2014 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 

und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtliehen Vorschriften und den ergänzen­

den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages liegen in der Verantwortung der gesetzli­

chen Vertreter der Gesellschaft
1

• Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 

durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 

der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmä­

ßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch­

zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 

Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 

durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegunq 

der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 

wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögli­

che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech­

nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 

Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichpro­

ben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund­

sätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Wür­

digung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 

Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurtei­

lung bildet. 
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Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent­

spricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestim­

mungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in 

Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend dar. 

Dessau-Roßlau, 28. Mai 2015 

DR. DORNBACH & PARTNER TREUHAND GMBH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Wirtschaftliche Grundlagen, rechtliche und steuerrechtliche Verhältnisse 

I. Wirtschaftliche Grundlagen 

Der Geschäftsbetrieb umfasst die Erbringunq von Betriebsleistungen für den im Eigentum 

der Stadt Halle (Saale) stehenden ERDGAS Sportpark (vormals Kurt-Wabbei-Stadion) in 

Halle (Saale). Die Betriebsleistungen betreffen insbesondere das kaufmännische und 

technische Management, die Erbringung von Instandhaltungs- und lnstandsetzungsar­

beiten, das Marketing sowie sämtliche weitere bei dem Betrieb des Stadions notwendige 

Leistungen. 

Die Fertigstellung des ERDGAS Sportpark (Ersatzneubau eines Fußballstadions nebst zu­

gehörigen Nebenanlagen für das alte Kurt-Wabbei-Stadion) und der Beginn der Betriebs­

leistungen erfolgten im September 2011. 

II. Rechtliche Verhältnisse 

1. Rechtsform: 

2. Gesellschaftsvertrag: 

3. Handelsregister­

eintragung: 

4. Gegenstand des Unter­

nehmens: 

5. Sitz: 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 

Fassung vom 3. September 2010. 

Amtsgericht Stendal, Abtlg. B, Nr. 13429. 

Ein aktueller Registerauszug lag uns vor. 

Erbringunq von Betriebsleistungen für das Kurt-Wab­

bei-Stadion in Halle (Saale), nunmehr ERDGAS Sport­

park, insbesondere das kaufmännische und technische 

Management, die Erbringunq von Instandhaltungs- und 

lnstandsetzungsarbeiten, das Marketing sowie sämtli­

che weitere bei dem Betrieb des Stadions notwendige 

Leistungen. 

Halle (Saale). 



6. Geschäftsjahr: 

7. Stammkapital: 

8. Gesellschafter: 

9. Geschäftsführer: 

10. Gesellschafter­

versammlung: 
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Kalenderjahr. 

EUR 25.000,00. 

% EUR 

Stadt Halle (Saale) 51,0 12.750,00 

Hallescher Fußballclub 
e.V. 21,0 5.250,00 

Stadion Beteiligungs- und 
Bewirtschaftungs- GmbH 28,0 7.000,00 

100,0 25.000,00 

Herr Egbert Geier. 

Der Geschäftsführer besitzt Alleinvertretungsbefugnis. 

Am 14./15./16. April2014 (Umlaufbeschluss). 

Feststellung des Jahresabschlusses zum 

31. Dezember 2012, 

Entlastung des Geschäftsführers für das Ge­

schäftsjahr 2012, 

Entlastung des Beirats für das Geschäftsjahr 2012, 

Wahl unserer Gesellschaft zum Abschlussprüfer für 

den Jahresabschluss 2013 und 2014, 

Bestätigung des Wirtschaftsplans der Stadion Halle 

Betriebs GmbH für das Jahr 2014, 

Zustimmung zur Mittelfristplanung der Stadion Halle 

Betriebs GmbH bis zum Jahr 2018, 

Beschluss zur Entschädigung der Mitglieder des 

Beirates. 



-----------------DORNBACH.i) 

11. Beirat: 

12. Offenlegung des Vorjahres­

abschlusses: 

13. Wichtige Verträge: 

Am 11. Dezember 2014. 

Beschlüsse: 
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Feststellung des Jahresabschlusses zum 

31. Dezember2013, 

Entlastung des Geschäftsführers für das Ge­

schäftsjahr 2013, 

Entlastung des Beirats für das Geschäftsjahr 2013. 

Herr Dr. Bernd Wiegand (Vorsitzender), 

Herr Wilfried Klose (stellvertretender Vorsitzender), 

Herr Rüdiger Ettingshausen, 

Herr Frank Heinze, 

Herr Andreas Hajek, 

Herr Dr. Michael Schädlich, 

Herr Karamba Diaby, 

Herr Robert Thymian, 

Frau Melanie Ranft. 

Im Berichtsjahr fanden zwei Sitzungen statt. 

Veröffentlicht im Bundesanzeiger am 9. Dezember 

2014 (zur Wahrung der gesetzlich vorgeschriebenen 

Offenlegungsfrist vor der Feststellung). 

Pachtvertrag mit der Stadt Halle (Saale) (Verpächter) 

vom 3. September 2010. Pachtgegenstand ist das in 

der Kantstraße in Halle (Saale) gelegene Fußballsta­

dion nebst Funktionsgebäuden, den Rasenübungs­

platz, die Park- und Verkehrsflächen nebst zugehörigen 

Außen- und Nebenanlagen. Das Pachtverhältnis be­

gann nach Herstellung eines spielfähigen Zustandes 

des Stadions im September 2011 und wird für die 

Dauer von 10 Jahren fest geschlossen. 
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Mietvertrag mit dem Halleschen Fußballclub e. V. (Mie­

ter) vom 3. September 2010. Mietgegenstand ist das in 

der Kantstraße in Halle (Saale) gelegene Fußballsta­

dion nebst Funktionsgebäude und dem sich am Sta­

dion befindlichen Trainingsplatz sowie den unmittelbar 

am Stadion angrenzenden Parkplatz. Das Mietverhält­

nis begann nach Herstellung eines spielfähigen Zu­

standes des Stadions im September 2011 und wird für 

die Dauer von 10 Jahren fest geschlossen. 

Geschäftsstellenmietvertrag mit dem Halleschen 

Fußballclub e. V. (Mieter) vom 3. September 2010. 

Mietgegenstand sind die in dem Funktionsgebäude des 

Stadions Kantstraße in Halle (Saale) im 1. Oberge­

schoß links gelegenen Büroräume. Das Mietverhältnis 

begann nach Fertigstellung der Bauleistungen des 

Funktionsgebäudes im September 2011 und wird für 

die Dauer von 10 Jahren fest geschlossen. 

Zuschussvertrag mit der Stadt Halle (Saale) vom 

3. September 2010. Die Laufzeit des Vertrages beträgt 

120 Monate und beginnt mit Übergabe des Stadions 

durch die Stadt Halle (Saale) an die Gesellschaft. 

Bewirtschaftungsvertrag mit der Stadion Beteiligungs­

und Bewirtschaftungs- GmbH (vormals Stadion Halle 

GbR) (Auftragnehmerin) vom 3. September 201 0. Ge­

genstand des Vertrages ist die Bewirtschaftung und In­

standsetzung/Instandhaltung des in der Kantstraße in 

Halle (Saale) gelegenen Fußballstadions nebst Funkti­

onsgebäuden, den Rasenübungsplatz, die Park- und 

Verkehrsflächen nebst zugehörigen Außen- und Ne­

benanlagen. Die Laufzeit des Vertrages beträgt 

120 Monate und beginnt mit der technischen Abnahme 

der Bauleistungen der Sportstätte oder mit Nutzungs­

beginn. 
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Geschäftsbesorgungsvertrag mit der Rauschenbach & 

Kollegen GmbH. Der Geschäftsbesorger übernimmt 

danach insbesondere folgende Leistungen: 

a) Management/Koordination (u. a. Vermarktung 

der Räumlichkeiten und des Stadions hinsicht­

lich Veranstaltungen einschließlich gastrono­

mischer Versorgung, Organisation von Veran­

staltungen, Überwachung und Pflege der 

Hornepage etc.), 

b) Rechnungswesen/Finanzwesen (Budgetie-

rung, Buchhaltung, Veranstaltungs- und Kos­

tenkalkulation, Controlling), 

c) Jahresabschluss einschließlich Berichtswesen. 

Das Vertragsverhältnis beginnt mit Wirkung vom 1. Juli 

2011 und dauert auf unbestimmte Zeit fort. 

Werbe- und Sponsoringvertrag mit der VNG Verbund­

netz Gas AG vom 8. April 2011. Der Vertrag tritt am 

1. Juli 2011 in Kraft und endet am 30. Juni 2021. 

Fernwärmeversorgungs- und Stromlieferverträge mit 

der EVH GmbH vom 6. Dezember 2010. Die Laufzeit 

der Verträge beginnt am 1. August 2011 und endet am 

31. Juli 2026. 

Vertrag über die Erbringung gastronomischer Versor­

gungsleistungen bei Veranstaltungen (Cateringvertrag) 

mit der Elysee Gatering GmbH Halle vom 8. Juli 2011. 

Danach werden dem Caterer das ausschließliche 

Recht und die Verpflichtung zur Erbringung von Gastro­

nomie-Dienstleistungen im Stadion und dem dazugehö­

rigen Grundstück übertragen (Bewirt-schaftungsrecht). 

Das Bewirtschaftungsrecht betrifft alle Veranstaltungen 

im Stadion (auch Fußballspiele, soweit HFC nicht be­

troffen). Der Vertrag hat eine Mindestlaufzeit von 

10 Jahren und kann auf Verlangen des Caterers (Op­

tion) um bis zu 5 Jahre verlängert werden. 
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111. Steuerrechtliche Verhältnisse 

1. Betriebsfinanzamt 

2. Organschaft: 

3. Veranlagungen: 
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Werbe- und Sponsoringvertrag mit der GWG Gesell­

schaft für Wohn- und Gewerbeimmobilien Halle­

Neustadt mbH, Halle (Saale), vom 21. Juni 2013 im Zu­

sammenhang mit der Betreibung der ERDGAS Sport­

arena in Halle-Neustadt. 

Halle (Saale), 

Steuer-Nr.: 110/108/45345. 

Es besteht eine umsatzsteuerliche Organschaft mit der 

Stadt Halle (Saale). 

Die Steuererklärungen sind bis zum Veranlagungszeit­

raum 2013 abgegeben und endgültig veranlagt. 
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Stadion Halle Betriebs GmbH, Halle (Saale) 

IDW Prüfungsstandard: 

Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 

(IDW PS 720) 

Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

und der wirtschaftlichen Verhältnisse 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie 

individualisierte Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 

die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schrift­

liche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie 

ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen 

den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

Gemäß § 19 Nr. 11 des Gesellschaftsvertrages gibt sich der Beirat eine Geschäftsord­

nung. Die Geschäftsordnung für den Beirat wurde am 1. Juli 2011 beschlossen. 

Gemäß § 6 Nr. 4 des Gesellschaftsvertrages ergeben sich die Rechte und Pflichten 

des Geschäftsführers u. a. aus der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung. Auf 

Basis des Geschäftsbesorgungsvertrages mit der Rauschenbach & Kollegen GmbH, 

Halle (Saale), übernimmt die Rauschenbach & Kollegen GmbH, Wirtschaftsprüfungs­

gesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, mit Wirkung vom 1. Juli 2011 insbesondere 

die Aufgaben des Management/Koordination, des Rechnungs-/Finanzwesens und des 

Berichtswesens. 

Darüber hinaus ergeben sich Zuständigkeiten, Rechte und Pflichten der 

Gesellschafterversammlung, des Beirates und der Geschäftsleitung aus dem Gesell­

schaftsvertrag sowie den Gesellschafterbeschlüssen. 
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b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur­

den Niederschriften hierüber erstellt? 

Im Geschäftsjahr 2014 haben zwei Gesellschafterversammlungen (eine davon im 

Umlaufverfahren) und zwei Sitzungen des Beirates stattgefunden. Protokolle hierü­

ber wurden erstellt und haben uns vorgelegen. 

c) ln welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 S. 5 AktG 

sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

Der Geschäftsführer ist auskunftsgemäß in folgenden Aufsichtsräten oder Kontroll­

gremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG tätig: 

- HA VAG - Vorsitzender des Aufsichtsrates, 

- BMA- Mitglied des Verwaltungsrates, 

- Paui-Riebeck-Stiftung - Mitglied im Stiftungsrat, 

- EVH -Vorsitzender des Aufsichtsrates. 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 

individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach 

Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwir­

kung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

Der Geschäftsführer erhält keine Bezüge. Die Vergütung der Beiratsmitglieder ist im 

Anhang angegeben. 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations­

plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/ 

Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

Im Geschäftsjahr 2014 waren keine Mitarbeiter bei der Gesellschaft beschäftigt. Sämt­

liche Tätigkeiten wurden an andere Unternehmen, hier insbesondere an die Raus­

chenbach & Kollegen GmbH, Halle (Saale), im Rahmen eines Geschäftsbesorgungs­

vertrages vergeben. 
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b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren 

wird? 

Entfällt; siehe a). 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und doku­

mentiert? 

Im Rahmen der Aufgaben- und Funktionstrennung zwischen dem Geschäftsführer und 

dem Geschäftsbesorger bestehen Maßnahmen zur Korruptionsprävention. Die Ge­

schäftsführung schätzt das Potenzial für Korruption aufgrund der Überschaubarkeit der 

Geschäftsvorfälle als gering ein. Über den Geschäftsverlauf und die wesentlichen Ge­

schäftsvorfälle erfolgt eine regelmäßige Berichterstattung an den Beirat. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei­

dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwe­

sen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 

diese nicht eingehalten werden? 

Gesonderte Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungspro­

zesse liegen nicht vor. Entsprechende Anweisungen ergeben sich ausschließlich aus 

dem Gesellschaftsvertrag, den Gesellschafterbeschlüssen und der Beiratsordnung. 

Aufgrund der Geschäftstätigkeit erscheint uns dies auch nicht erforderlich, da die Ge­

sellschaft kein Personal beschäftigt. 

Im Rahmen der Geschäftsbesorgung durch die Rauschenbach & Kollegen GmbH, 

Halle (Saale), kommen deren organisatorische Regelungen zur Anwendung. Aus­

kunftsgemäß werden dabei grundsätzlich auch die Richtlinien der Stadt Halle (Saale) 

beachtet. 

Kreditaufnahmen erfolgten nicht. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücks­

verwaltung, EDV)? 

Eine entsprechende Dokumentation liegt vor und erfolgt durch die Rauschenbach & 

Kollegen GmbH in ihrer Funktion als Geschäftsbesorger. 
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Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und 

Controlling 

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort­

schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projek­

ten - den Bedürfnissen des Unternehmens? 

Nach den Feststellungen im Rahmen unserer Prüfung entspricht das Planungswesen 

den Bedürfnissen des Unternehmens. 

Die Gesellschaft verfügt über einen Wirtschaftsplan (Pianbilanz, Plan-GuV und Fi­

nanzplan) für den Zeitraum 2014 bis 2018. Der Wirtschaftsplan 2014 wurde am 

16. April2014 durch die Gesellschafterversammlung beschlossen. 

b) Werden Planungsabweichungen systematisch untersucht? 

Planabweichungen werden auf Basis des vorliegenden Wirtschaftsplanes im Rahmen 

einer Quartalsberichterstattung systematisch untersucht. 

c) Entspricht das Rechnungswesen, einschließlich der Kostenrechnung, der Größe und 

den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

Aufgaben des Rechnungswesens werden durch einen externen Geschäftsbesorger 

wahrgenommen. Diese Vorgehensweise erscheint uns vereinbar mit den Erfordernis­

sen der Gesellschaft. Durch Verwendung der Software Kanzlei-Rechnungswesen der 

DATEV e. G. durch den Geschäftsbesorger steht ein entsprechendes Instrumentarium 

zur Verfügung. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquidi­

tätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

Laufende Liquiditätskontrollen erfolgen durch Überwachung der Bankkonten durch 

den externen Geschäftsbesorger. Eine Kreditüberwachung ist mangels Krediten nicht 

erforderlich. 
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e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben 

sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten 

worden sind? 

Nein, die Gesellschaft ist derzeit nicht in ein zentrales Cash-Management eingebun­

den. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? 

Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen 

zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

Nach unseren Prüfungsfeststellungen ist grundsätzlich sichergestellt, dass Entgelte 

vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt und eingezogen werden. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um­

fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Im Rahmen der kaufmännischen Geschäftsbesorgung kommt ein Controlling im Sinne 

von Soll-lst-Abweichungsanalysen zum Einsatz. Das Controlling entspricht den Anfor­

derungen des Unternehmens. 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa­

chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche 

Beteiligung besteht? 

Zur Gesellschaft gehören weder Tochterunternehmen noch Unternehmen, mit denen 

ein Beteiligungsverhältnis besteht. Gemäß § 2 des Gesellschaftsvertrages darf sich 

die Gesellschaft auch nicht an anderen Unternehmen beteiligen. 
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Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 

und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig 

erkannt werden können? 

Das Überwachungssystem der Gesellschaft besteht grundsätzlich in unterjährigen 

(quartalsweisen) Plan-Ist-Vergleichen sowie Auswertung und Analyse der Daten der 

Finanzbuchhaltung und Kostenrechnung. Risiken werden auf der Grundlage dieses 

Überwachungssystems identifiziert. Darüber hinaus sind Frühwarnsignale zur Erken­

nung bestandsgefährdender Risiken durch den Geschäftsführer nicht ausdrücklich de­

finiert. Aufgrund des Umfangs der Gesellschaft halten wir dies auch nicht für erforder­

lich. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha­

ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 

Vgl. a). 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Vgl. a). 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit 

dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen 

abgestimmt und angepasst? 

Vgl. a). 
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Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und 

Derivate 

Auskunftsgemäß wird durch die Gesellschaft kein Handel mit Finanzderivaten betrieben 

bzw. kommen keine Finanzderivate zum Einsatz. Im Rahmen unserer Prüfung haben wir 

nicht festgestellt, dass entsprechende Finanzinstrumente eingesetzt werden. 

Die Beantwortung dieses Fragenkreises entfällt, da Finanzinstrumente, andere Terminge­

schäfte, Optionen und Derivate nicht eingesetzt werden. 

Fragenkreis 6: Interne Revision 

Die Beantwortung dieses Fragenkreises entfällt, da eine interne Revision aufgrund der 

Größe und Struktur der Gesellschaft derzeit nicht vorgesehen ist. 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Ge­

setz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und 

bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherigen Zustimmungen des Überwa­

chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht 

eingeholt worden sind? 

Zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte und Maßnahmen ergeben sich insbesondere 

aus den§§ 12 und 21 des Gesellschaftsvertrages. 

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vor­

herigen Zustimmungen des Überwachungsorgans zu den zustimmungspflichtigen 

Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa­

chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

Derartige Kreditgewährungen liegen nach den im Rahmen unserer Prüfung getroffe­

nen Feststellungen sowie den uns erteilten Auskünften nicht vor. 
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah­

men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorge­

nommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

Derartige Anhaltspunkte haben sich im Rahmen unserer Prüfung nicht ergeben. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 

Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüs­

sen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Ge­

schäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Satzung oder bindenden Beschlüssen des 

Überwachungsorgans übereinstimmen. 

Auf die Ausführungen der Geschäftsführung 1m Lagebericht zu beihilferechtlichen 

Sachverhalten im Zusammenhang mit Zuschüssen der Stadt Halle (Saale) zur De­

ckung der laufenden Ausgaben weisen wir hin. Wir weisen darauf hin, dass eine end­

gültige Klärung, inwieweit ein Tatbestand des Art. 107 Abs. 1 AEUV erfüllt ist, derzeit 

abschließend nicht möglich ist. 

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, 

immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf 

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

Im Geschäftsjahr wurden keine wesentlichen Investitionen getätigt. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt­

lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu 

ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligun­

gen)? 

Vgl. a). 
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c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 

überwacht und Abweichungen untersucht? 

Vgl. a). 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge­

ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

Vgl. a). 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen 

(z. B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße 

gegen Vergaberegelungen ergeben. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan­

gebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, werden auskunftsgemäß 

entsprechend den Erfordernissen, die sich grundsätzlich aus den für die Stadt Halle 

(Saale) geltenden Vorschriften ergeben, Konkurrenzangebote eingeholt. 

-------

! 
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Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Der Gesellschafterversammlung sowie dem Beirat wird im Rahmen ihrer Sitzungen 

regelmäßig Bericht erstattet. 

Die Gesellschaft ist in das quartalsweise Berichtswesen der Beteiligungs Management 

Anstalt Halle (Saale) (BMA) eingebunden. 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Nach den Feststellungen unserer Prüfung vermitteln die Berichte einen zutreffenden 

Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unternehmens. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah 

unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungs­

gemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder we­

sentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

Nach den Feststellungen unserer Prüfung wurde die Gesellschafterversammlung 

angemessen und zeitnah über wesentliche Vorgänge unterrichtet. 

Über ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäfts­

vorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen war 

nach den Feststellungen unserer Prüfung nicht zu berichten. 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf 

dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

Es gab im Berichtsjahr keine derartigen Berichtswünsche des Überwachungsorgans. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG 

oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 
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f) Gibt es eine 0&0-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 

Wurden Inhalt und Konditionen der 0&0-Versicherung mit dem Überwachungsorgan 

erörtert? 

Es gibt eine 0&0-Versicherung. Ein Selbstbehalt wurde nicht vereinbart. 

Die Inhalte und Konditionen der 0&0-Versicherung wurden mit dem Über­

wachungsorgan erörtert. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über­

wachungsargans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan 

offengelegt worden? 

Derartige Interessenkonflikte wurden nicht bekannt. 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 

Nein. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

Nein. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu 

den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö­

gensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

Nein. 
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Fragenkreis 12: Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 

zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investiti­

onsverpflichtungen finanziert werden? 

Zur Kapitalstruktur verweisen wir auf unsere Ausführungen zur Vermögens- und 

Finanzlage (Abschnitt 0.111. des unseres Berichtes). 

Am Abschlussstichtag bestehende Investitionsverpflichtungen gibt es nicht. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

Entfällt, da kein Konzern besteht. 

c) ln welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel, einschließlich Garan­

tien, der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 

damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet 

wurden? 

Gemäß dem mit der Stadt Halle (Saale) am 3. September 2010 geschlossenen Zu­

schussvertrag werden, soweit die laufenden Einnahmen bzw. Erträge der Gesellschaft 

nicht ausreichen, um die laufenden Ausgaben bzw. Aufwendungen zudecken, die er­

forderlichen finanziellen Mittel zur Aufrechterhaltung der Geschäftstätigkeit und Erfül­

lung des Zwecks der Gesellschaft bis zu einem Höchstbetrag von TEUR 870 pro Jahr 

durch die Stadt Halle (Saale) zur Verfügung gestellt. Im Berichtsjahr hat die Gesell­

schaft danach TEUR 870 erhalten. 

Gemäß einer Protokollnotiz vom 25. Oktober 2012 zum Zuschussvertrag vom 

3. September 2010 wurde im Berichtsjahr ein Beitrag in Höhe von TEUR 143 in den 

passiven Rechnungsabgrenzungsposten eingestellt, um zukünftige Aufwendungen zu 

decken. 

Darüber hinaus hat die Gesellschaft im Berichtsjahr keine Finanz-/Fördermittel, ein­

schließlich Garantien, der öffentlichen Hand erhalten. 
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Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus­

stattung? 

Die buchmäßige Eigenkapitalausstattung ist ausreichend. Finanzierungsprobleme 

ergaben sich hieraus im Berichtszeitraum nicht. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 

der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Für das Geschäftsjahr 2014 wird ein Jahresergebnis von EUR 0,00 ausgewiesen, so 

dass ein Gewinnverwendungsvorschlag nicht zur Disposition steht. 

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/ 

Konzernunternehmen zusammen? 

Eine Segmentberichtserstattung ist aufgrund des Unternehmensgegenstandes nicht 

notwendig. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

Das Jahresergebnis ist nicht entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs­

beziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig 

zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Entfällt, da eine Konzessionsabgabe nicht zu erwirtschaften ist. 
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Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen? 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 

Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

Die Gesellschaft hat im abgelaufenen Geschäftsjahr plangemäß ein ausgeglichenes 

Jahresergebnis von EUR 0,00 erwirtschaftet. 

Einzelne verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be­

deutung waren, gab es im Berichtsjahr nicht. 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche 

Maßnahmen handelt es sich? 

Vgl. a). 

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Ver­

besserung der Ertragslage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

Die Gesellschaft hat im abgelaufenen Geschäftsjahr plangemäß ein ausgeglichenes 

Jahresergebnis erwirtschaftet. 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage 

des Unternehmens zu verbessern? 

Nach Einschätzung der Gesellschafter herrscht Übereinstimmung darüber, dass die 

aus dem Betrieb des Stadions resultierenden Einnahmen nicht ausreichen werden, um 

die Kosten des Stadionbetriebes zu decken. Die Gesellschaft ist deshalb zumindest 

mittelfristig darauf angewiesen, eine aus dem Betrieb des Stadions resultierende Un­

terdeckung durch öffentliche Zuschüsse zu kompensieren. 
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Gemäß dem mit der Stadt Halle (Saale) am 3. September 2010 geschlossenen Zu­

schussvertrag werden, soweit die laufenden Einnahmen bzw. Erträge der Gesellschaft 

nicht ausreichen, um die laufenden Ausgaben bzw. Aufwendungen zu decken, die er­

forderlichen finanziellen Mittel zur Aufrechterhaltung der Geschäftstätigkeit und Erfül­

lung des Zwecks der Gesellschaft bis zu einem Höchstbetrag von TEUR 870 pro Jahr 

durch die Stadt Halle (Saale) zur Verfügung gestellt. Die Laufzeit des Vertrages be­

trägt 120 Monate und beginnt mit Übergabe des Stadions durch die Stadt Halle 

(Saale) an die Gesellschaft. 

Gemäß den vorliegenden Wirtschaftsplänen für 2014 bis 2018 wird unter Berücksichti­

gung dieses Vertrages mit der Stadt Halle (Saale) mit ausgeglichenen Ergebnissen 

geplant. Darüber hinaus ist die Gesellschaft auskunftsgemäß bestrebt, Veranstaltun­

gen im Stadion zu akquirieren. 

(Letzte Seite der Anlage 5) 



(1) Die Auftragsbedingungen gelten für die Verträge zwischen Wirtschafts­
prüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im nachstehenden 
zusammenfassend "Wirtschaftsprüfer genannt) und ihren Auftraggebern über 
Prüfungen, Beratungen und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas anderes 
ausdrücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben 
ist. 

(2) Werden im Einzelfall ausnahmsweise vertragliche Beziehungen auch 
zwischen dem Wirtschaftsprüfer und anderen Personen als dem 
Auftraggeber begründet, so gelten auch gegenüber solchen Dritten die 
Bestimmungen der nachstehenden Nr. 9. 

(1) Gegenstand des Auftrages ist die vereinbarte Leistung, nicht ein 
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer ist 
berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrages sachverständiger Personen 
zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf- außer bei betriebs­
wirtschaftlichen Prüfungen- der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Der Auftrag erstreckt sich, soweit er nicht darauf gerichtet ist, nicht auf 
die Prüfung der Frage, ob die Vorschriften des Steuerrechts oder 
Sondervorschriften, wie z. B. die Vorschriften des Preis-, Wettbewerbs­
beschränkungs- und Bewirtschaftungsrechts beachtet sind; das gleiche gilt 
für die Feststellung, ob Subventionen, Zulagen oder sonstige 
Vergünstigungen in Anspruch genommen werden können. Die Ausführung 
eines Auftrages umfasst nur dann Prüfungshandlungen, die gezielt auf die 
Aufdeckung von Buchfälschungen und sonstigen Unregelmäßigkeiten 
gerichtet sind, wenn sich bei der Durchführung von Prüfungen dazu ein 
Anlass ergibt oder dies ausdrücklich schriftlich vereinbart ist. 

(4) Ändert .. sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Außen.j[lg, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen. 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, daß dem Wirtschaftsprüfer auch 
ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages 
notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorgelegt werden und ihm von allen 
Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen, 
Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die 
Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der gegebenen Auskünfte 
und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formulierten schriftlichen 
Erklärung zu bestätigen. 

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß alles unterlassen wird, was die Unab­
hängigkeit der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährden könnte. Dies gilt 
insbesondere für Angebote auf Anstellung und für Angebote, Aufträge auf 
eigene Rechnung zu übernehmen. 

Hat der Wirtschaftsprüfer die Ergebnisse seiner Tätigkeit schriftlich darzu­
stellen, so ist nur die schriftliche Darstellung maßgebend. Bei Prüfungsauf­
trägen wird der Bericht, soweit nichts anderes vereinbart ist, schriftlich 
erstattet. Mündliche Erklärungen und Auskünfte von Mitarbeitern des 
Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten Auftrages sind stets unverbindlich. 

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß die im Rahmen des Auftrages vom 
Wirtschaftsprüfer gefertigten Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, 
Zeichnungen, Aufstellungen und Berechnungen, insbesondere Massen- und 
Kostenberechnungen, nur für seine eigenen Zwecke verwendet werden. 

Anlage 6 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers 
(Berichte, Gutachten und dgl.) an einen Dritten bedarf der schriftlichen 
Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, soweit sich nicht bereits aus dem 
Auftragsinhalt die Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten 
ergibt. 
Gegenüber einem Dritten haftet der Wirtschaftsprüfer (im Rahmen von Nr. 9) 
nur, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 gegeben sind. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers zu 
Werbezwecken ist unzulässig; ein Verstoß berechtigt den Wirtschaftsprüfer 
zur fristlosen Kündigung aller noch nicht durchgeführten Aufträge des 
Auftraggebers. 

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf 
Nacherfüllung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen der 
Nacherfüllung kann er auch Herabsetzung der Vergütung oder 
Rückgängigmachung des Vertrages verlangen; ist der Auftrag von einem 
Kaufmann im Rahmen seines Handelsgewerbes, einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts oder von einem öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen erteilt worden, so kann der Auftraggeber die 
Rückgängigmachung des Vertrages nur verlangen, wenn die erbrachte 
Leistung wegen Fehlschiagens der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. 
Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muß vom Auftraggeber 
unverzüglich schriftlich geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, die 
nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf eines 
Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z. B,, Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Außerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt­
schaftsprüfer auch Dritten gegen9ber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Außerung des Wirtschaftspr(jfers enthaltene 
Ergebnisse in Frage zu stellen, berechtigen diesen, die Außerung auch 
Dritten gegenüber zurückzunehmen. ln den vorgenannten Fällen ist der 
Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunliehst vorher zu hören. 

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen gilt die Haftungs-
beschränkung des§ 323 Abs. 2 HGB. 

(2) Haftung bei Fahrlässigkeit, Einzelner Schadensfall 

Falls weder Abs. 1 eingreift noch eine Regelung im Einzelfall besteht, ist die 
Haftung des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit 
Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und 
Gesundheit, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Schadensfall gem. 
§ 54 a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt; dies gilt auch dann, wenn 
eine Haftung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber 
begründet sein sollte. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfaßt sämtliche Folgen einer 
Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in 
mehreren aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt 
mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun 
oder Unterlassen als einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden 
Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen. ln diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis 
zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf 
das Fünffache der Mindestversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich 
vorgeschriebenen Pflichtprüfungen. 

(3) Ausschlußfristen 

Ein Schadensersatzanspruch kann nur innerhalb einer Ausschlußfrist von 
einem Jahr geltend gemacht werden, nachdem der Anspruchsberechtigte 
von dem Schaden und von dem anspruchsbegründenden Ereignis Kenntnis 
erlangt hat, spätestens aber innerhalb von 5 Jahren nach dem anspruchs­
begründenden Ereignis. Der Anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten seit der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung 
Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen 
wurde. 

Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten auch bei gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen mit 
gesetzlicher Haftungsbeschränkung. 
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(1) Eine nachträgliche Änderung oder Kürzung des durch den 
Wirtschaftsprüfer geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen 
Abschlusses oder Lageberichts bedarf, auch wenn eine Veröffentlichung 
nicht stattfindet, der schriftlichen Einwilligung des Wirtschaftsprüfers. Hat der 
Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein Hinweis 
auf die durch den Wirtsq_haftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lagebericht 
oder an anderer für die Offentliehkeil bestimmter Stelle nur mit schriftlicher 
Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. 
Weitere Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in 
steuerlichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom 
Auftraggeber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als 
richtig und vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für 
Buchführungsaufträge. Er hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm 
festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfaßt nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, daß der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. in diesem Falle hat der 
Auftraggeber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen 
wesentlichen Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig 
vorzulegen, daß dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit 
zur Verfügung steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfaßt die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden 
Tätigkeiten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der 
Vermögensteuererklärungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteuerung 
erforderlicher Aufstellungen und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarungen die unter Abs. 3 d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren. 

(5) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und 
Vermögensteuer sowie aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, 
sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf Grund eines besonderen 
Auftrages. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z. B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, 
Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der 
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen 
und 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit 
Umwandlung, Verschmelzung, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, 
Sanierung, Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, 
Betriebsveräußerung, Liquidation und dergleichen. 

(6) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreser.klärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Uberprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzuges wird nicht 
übernommen. 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über 
alle Tatsachen, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den 
Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, gleichviel, ob es 
sich dabei um den Auftraggeber selbst oder dessen Geschäftsverbindungen 
handelt, es sei denn, daß der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet. 

(2) Der .. Wirtschaftsprüfer darf Berichte, Gutachten und sonstige 
schriftliche Außerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit 
Einwilligung des Auftraggebers aushändigen. 

(3) Der Wirtschaftsprüfer ist befugt, ihm anvertraute personenbezogene 
Daten im Rahmen der Zweckbestimmung des Auftraggebers zu verarbeiten 
oder durch Dritte verarbeiten zu lassen. 

Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Wirtschaftsprüfer 
angebotenen Leistung in Verzug oder unterläßt der Auftraggeber eine ihm 
nach Nr. 3 oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der Wirtschaftsprüfer 
zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt. Unberührt bleibt der 
Anspruch des Wirtschaftsprüfers auf Ersatz der ihm durch den Verzug oder 
die unterlassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen 
Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens, und zwar auch 
dann, wenn der Wirtschaftsprüfer von dem Kündigungsrecht keinen 
Gebrauch macht. 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder 
Honorarforderung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die 
Umsatzsteuer wird zusätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse 
auf Vergütung und Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner 
Leistung von der vollen Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. 
Mehrere Auftraggeber haften als Gesamtschuldner. 

(2) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf 
Vergütung und Auslagenersatz ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderungen zulässig. 

(1) Der Wirtschaftsprüfer bewahrt die im Zusammenhang mit der 
Erledigung eines Auftrages ihm übergebenen und von ihm selbst 
angefertigten Unterlagen sowie den über den Auftrag geführten 
Schriftwechsel zehn Jahre auf. 

(2) Nach Befriedigung seiner Ansprüche aus dem Auftrag hat der 
Wirtschaftsprüfer auf Verlangen des Auftraggebers alle Unterlagen 
herauszugeben, die er aus Anlaß seiner Tätigkeit für den Auftrag von diesem 
oder für diesen erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel 
zwischen dem Wirtschaftsprüfer und seinem Auftraggeber und für die 
Schriftstücke, die dieser bereits in Urschrift oder Abschrift besitzt. Der 
Wirtschaftsprüfer kann von Unterlagen, die er an den Auftraggeber 
zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen und zurückbehalten. 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 
Ansprüche gilt nur deutsches Recht. 




